
zess mit einbezogen. Wichtig war für sie, 
dass der geplante Bau nicht einem Ge­
fängnis gleicht.» 

Bund und Stadt stellen hohe Anforde­
rungen an das Projekt - vor allem an die 
Wohnlichkeit und die Sicherheit. Wäh­
rend es von ausi;en eine nicht einseh­
bare Randbebauung ist, soll im Innern 
eine freundliche und offene Atmosphäre 
herrschen. Das Projekt trägt die Hand­
schrift des Architekturbüros NRS in situ, 
das spezialisiert ist auf temporäre Bau­
ten. Vorgesehen ist ein Modulbau, ob 
aus Holz oder Beton, ist noch offen. 

· Zentraler ist für Odermatt, dass 
schnell urid preisgünstig gebaut werden 
kann. Die Kosten lägen «sicher über 
20 Millionen Franken», mutmasst er und 
verspricht: «Wir werden das beste und 
günstigste Angebot auswählen.» Eine 
Aufteilung in verschiedene Bereiche soll 
Reibungsflächen im Innern minimieren. 
«Wir versuchen damit Konflikte zu ver­
meiden», ergänzt Golta. Gekocht wird 
nicht mehr selber, das Essen wird ange-­
liefert. Geplant sind Zimmer für maxi­
/,:,·. 

,,;::' 
ll Scl1ulleiter 

Der Kanton will nichts mehr 
an die Löhne der Schulleiter 
zahlen. Bei den Betroffenen 
herrscht Unruhe. Und die SVP 
prüft, ob man Schulleiter 
ganz streichen könnte. 

Mit 125 Massnahmen will der Regie­
rungsrat den Finanzhaushalt. des Kan­
tons um 1,8 Milliarden Franken entlas­
ten (TA von gestern). Eine davon hat die 
Schulleiter inAlarm versetzt: Die Regie­
rung möchte die rund 700 Schulleiter zu 
Gemeindeangestellten machen und so 
15 Millionen sparen. Heute sind die 
Schulleiter kantonal angestellt und be­
kommen rund 20 Prozent des Lohns aus 
der Kantonskasse. Bildungsdirektorin 
Silvia Steiner (CVP) möchte nun, dass 
die Schulleiter vollständig von den Ge­
meinden bezahlt werden. Damit könne 
der Kanton einerseits sparen, anderer-

Reaktionen 
1
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Die Aufregung in1 Quartier hat sich etwas gelegt 
Neben neg~tiven Stimmen 
gibt es aud1 viele Personen, 

I 

die dem geplanten Zentrum 
positiv gegenüberstehen. 

I 
Als die Stadt zb-ich und der Bund 2013 
ihre Pläne für/ ein Bundesasylzentrum 
im Kreis 5 vorstellten, gingen die Wogen 
hoch. Mittler1*eile hat sich die Aufre­
gung offenbar J etwas gelegt, wie ver­
schiedene Quarti.erbewohner überein­
stimmend erzählen. Doch Widerstand 
gibt es immer :doch. Dieser bündelt sich 
bei Elisabeth sdhoch, FDP-Gemeinderä­
tin und Präsidehtin des Vereins Asylzen­
trum Zürich-West. «Wir sind der Mei­
nung, dass eh\i solches Asylzentrum 
nicht in ein Wohnquartier gehört.» Das 
Asylzentrum sdllte besser dezentral er- . 

i' 
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I 
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seits komme er/einem Wunsch der Ge­
meindeschulpfl,egen nach, die schon 
länger mehr Spielraum bei der Führung 
ihrer Schulen fordern. 

Ein Leiter bel2s SteUen 
Heute schreibt d~r Kanton die Höhe der 
Löhne und die Anzahl der Schulleiter­
stellen vor. Bei 16app 25 Vollzeitstellen 
hat eine Schule 1.trnrecht auf einen voll­
amtlichen Schulleiter. Zusätzliche Stel­
lenprozente für klie Schulleiter können 
die Gemeinden cl.uch dem sogenannten 
Gestaltungspool/ entnehmen, der zur 
Entlastung von Schulpersonal gedacht 
ist. Wenn eine demeinde den Schullei­
tern zusätzliche! Aufgaben überträgt, 
etwa die Personalverantwortung über 
die Schulverwal~ung oder die Haus­
warte, kann sie eine zusätzliche Person 
einstellen. Eine illbergrenze der Schul­
leiterpensen existiert zwar nicht, aller­
dings muss das v;olksschulamt zusätzli­
che Stellenprozerlte bewilligen. 

I Vehement gegen den «Rauswurf» aus 
dem Kreis der ka~1tonalep Angestellten 

I 
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stellt werden, da die Platzverhältnisse in 
Zürich-West und in der Stadt sehr be­
engt seien. Schoch befürchtet zudem, 
dass wegen der Asylbewerber die Krimi­
nalitätsrate steigen werde. Auch SVP-Ge­
meinderat Stefan Urech kritisiert die 
Asylzentrumspläne. ;<Die Stadt vergibt 

. in diesem aufstrebenden Quartier ein 
Filetstück.». Urech bemängelt, dass die 
Behörden nur p'ositive Aspekte heraus­
st_reichen würden und die negativen 
wegliessen. Zum Beispiel den Umstand, 
dass Dutzende von Asylbewerbern 
untertauchen würden. 

Eine gute und siinm,oifo Variante 
Im Quartier gibt es aber auch zahlreiche 
Sthnmen, die das geplante Zentrum aus­
drücklich begrüssen. Zu dieser Gruppe 
zählt Monika Spring, Co-Präsidentin der 
IG Hardturmquartier: «Ich finde es wich-

wehrt sich der Verband der Schulleite­
rinnen und Schulleiter (VSLZH): «In der 
Privatwirtschaft werden die CEOs 
schliesslich auch nicht outgesourct», 
sagt VSLZH-Präsidentin Sarah Knüsel. 
Diese «Sparmassnahme» nütze nur dem 
Finanzdirektor, und sie schade den 
Schulleiterinnen und Schulleitern. 

Knüsel fürchtet, dass sie nun um die 
Löhne und Arbeitsbedingungen der 
Schulleiter kämpfen muss statt um wich­
tige Führungsfragen. «Damit wird 
unsere Rolle in den Schulen destabili­
siert», fürchtet sie. Insbesondere be­
stehe die Gefahr, dass es zu Chancenun­
gleichheit komme. Bereits heute gebe es 
finanzschwache Gemeinden, die den 
Schulleitungen minimale Pensen bei ma­
ximalen Aufgaben zuteilten. Dieser 
Trend werde sich mit einer Kommunali­
sierung verstärken. Knüsel findet es zum 
jetzigen Zeitpunkt unsinnig und willkür­
lich, Kindergärtnerinnen und Lehrper­
sonen mit Kleinstpensen zu kantonalen 
Angestellten zu machen und bei den 
Schulleitern das Gegenteil zutun. Knü-

tig, dass die Asylbewerber eine defini­
tive Struktur erhalten und nicht nur in 
übereinandergestapelten Containern le­
ben müssen.» Das Projekt stosse bei vie­
len Quartie;rbewohnern auf grosses 
Wohlwollen. Nur vereinzelte Besitzer 
von Eigentumswohnungen in den Neu­
bauten hätten sich negativ geäussert. 
Die halböffentliche Nutzung des g.eplan­
ten Zentrums bezeichnet Michael Braun­
schweig, Präsident der Evangelisch-re­
formierten Kirchgemeinde Kreis 5, als 
«gute und sinnvolle Variante». Veronika 
Rall, Mitglied der Siedlungskoordination 
Kraftwerk 1, sagt: «Ich kann gar nicht 
verstehen, was gegen ein solches Zent­
rum sprechen sollte.» Quartierbewoh­
ner und Asylbewerber könnten vonein­
ander profitieren. Das Quartier sei gut 
durchmischt, kulturelle Vielfalt werde 
hier als Vorteil wahrgenommen. (bg) 

sel räumt aber auch ein, dass es Schul­
leiter gebe, die sich über eine Kommu­
nalisierung freuen, weil sie sich so mehr 
Einfluss jn der Gemeinde erhoffen. 

SVP wittert Chance 
Kein Widerstand wird diesem Sparvor­
schlag von der SVP erwachsen, wie Kan­
tonsrätin Anita Borer erklärt. Die Konse­
quenz der Massnahme wäre für die SVP 
aber, dass der Kanton bei der Anstellung 
von Schulleitern nicht mehr dreinredet. 
Es gebe viel Frust in den Gemeinden 
über das kantonale Diktat. Künftig sol­
len die Schulpflegen gemäss Borer sel­
ber entscheiden, wie viele Schulleiter 
sie einstellen wollen. Es müsse auch 

· möglich sein, ganz auf Schulleiter zu 
verzichten. «Wir werden prüfen, ob wir 
eine solche Änderung des Volksschulge­
setzes verlangen sollen», erklärt Borer; 

Ob sie damit im Kantonsrat eine 
Mehrheit findet, ist fraglich: Die Grünen 
würden sich einem solchen Ansinnen 
widersetzen, wie Kantonsrätin Esther 
Guyer sagt. Im Unterschied zur SVP fin' 

von 1vv vvv .t<ramcen. (lA) 

Unispital 
Neue.r Dkeldor an deir 
I{lliIJillkfü.rRhel!.llß1atoiogie 
Zürich - Der Spitalrat hat Professor Oli, 
ver Distler zum Direktor der Klinik für 
Rheumatologie am Universitätsspital er- · 
nannt. Er übernimmt die Leitung der 
Klinik per 1. Mai 2016 als Nachfolger von 
Professor Beat Michel. (TA) 

Unfall 
Liefä.rwagen 
kan1 von. d.e.r Strasse ab 
Hettlingen - Ein 19-jähriger Mann fuhr 
geste.rn mit seinem Lieferwagen Rich­
tung Hettlingen. Aus unbekannten Grün­
den geriet er über den Fahrbahnrand 
hinaus auf den angrenzenden Grünstrei­
fen. Das Fahrzeug kam ins Schleuderri, 
überschlug sich und prallte gegen einen 
Baum. Der 28-jährige Mitfahrer zog sich 
mittelschwere Verletzungen zu." Der 
Lenker blieb unverletzt. (TA) ' 

det sie es sinnvoll, dass es für die Schul­
leiter ein einheitliches kantonales Pflich­
tenheft gibt. Sie ist aber auch der Mei­
nung, dass der Kanton mitzahlen soll, 
wenn er Vorgaben macht: «Es ist nicht 
gespart, wenn man Kosten verschiebt.» 

. 0Jrgmrnisation ist Gemeindesache 
Für den Chef des Zürcher Volksschul­
amts, Martin Wendelspiess, ist es nicht 
unüblich, wenn Behörden höher~n Ver­
waltungsebenen Vorgab~n machen und 
nicht an die Umsetzung mitzahlen. Das 
sei etwa so in der Raumplanung oder im 
Strafvollzug. Für Wendelspiess sind 
Schulleiterinnen und Schulleiter im 
Unterschied zu den Lehrpersonen 
hauptsächlich für den Betrieb der Schu­
len verantwortlich. Deshalb sei es nicht 
unsinnig oder willkürlich, sie ~u Ge­
meindeangestellten zu machen. Wen­
delspiess teilt auch die Befürchtungen 
von Knüsel nicHt, die Autorität der 
Schulleiter. werde untergraben: «Diese 
Führungspersonen haben sich praktisch 
überall voll etabliert.» 
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